
GEMEINDE
Ostseebad Binz

BESCHLUSSVORLAGE

zur Sitzung der ~ öffentlich
GEMEINDEVERTRETUNG am

J nichtöffentlich
vertraulich — nicht für
die Öffentlichkeit bestimmt

eingereicht durch: Amt Planen und Bauen Datum: 08.02.2021

D Betriebsausschuss des Eigenbetriebes
Kurverwaltung Datum:

D Finanzausschuss Datum:
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TOP : Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens zu einer Befreiung von den
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 2 »Zinglingsberg“ der Gemeinde
Qstseebad Binz im Rahmen des Bauantrages: „Versiegelung zusätzlicher
Fläche auf dem Baugrundstück (Uberschreitung GRZ)“
hier: Antrag auf Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB

Beschlussvorschlag:
Der Hauptausschuss beschließt in seiner Sitzung am 08.03.2021 im Rahmen des
Bauantrages~. „Versiegelung zusätzlicher Fläche (Überschreitung GRZ)- Am
Kleinbahnhof 30“, der Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens zu einer
Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 2 „Zinglingsberg“ der
Gemeinde Ostseebad Binz, zuzustimmen.

Hinweis: Bitte um Beachtung der Empfehlung der Verwaltung.

Begründung:
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 04.02.2021 die Zuständigkeit der
Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens und dessen Beschlussfassung des o.g.
Bauantrages auf den Hauptausschuss übertragen. Die wurde aufgrund des
Sitzungszyklus notwendig um etwaige Verfristungen zu wahren.

Das Vorhaben befindet sich im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 2 „Zinglingsberg“ der
Gemeinde Ostseebad Binz. Der Antragssteller beabsichtigt die Versiegelung
zusätzlicher Fläche auf seinem Grundstück.



„Befreiung von den Festsetzungen des o.g. 8-Plans hinsichtlich der GRZ 0,4 zuzüglich
50% Überschreitung für die GRZ II = 0,6 — hier Die GRZ beträgt aktuell 0,666. Es wird
hiermit eine geringfügige Überschreitung der GRZ II durch die Nebenanalagen um
0,066 begehd“
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Beurteilung durch die Verwaltung:

Das Vorhaben wurde durch die Gemeinde mit Schreiben vom 01.10.2013 als genehmigungsfrei
gestellt. Der Bebauungsplan weist eine GRZ von 0,4 aus. Ein Ausschluss der Überschreitung
der GRZ nach § 19 (4) BauNVO wurde nicht vorgenommen. Somit ist eine Bebauung mit 0,6
möglich.

Im Vergleich zur ursprünglichen Genehmigung, wurden zahlreiche bauliche Veränderungen am
Grundstück vorgenommen. Hierzu liegen der Verwaltung keine Anträge oder Genehmigungen
vor. In letzter Zeit kommt es zunehmend zur Aufdeckung von Missständen im Bereich des BP 2,
welche auch durch die Untere Bauaufsichtsbehörde geahndet werden. Um der Fehlentwicklung
der Versiegelung in diesem Quartier entgegen zu wirken, muss eine konsequente zielführende
Haltung der Gemeinde herbeigeführt werden.

Die Verwaltung empfiehlt dahe, der Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes
Nr 2 „Zinglingsberg« NICHT zuzustimmen.
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Finanzielle Auswirkungen

EI Einnahmen EI Mittel stehen zur
Verfügung

ProduktlsK:
~ keine haushaltsmäßige Berührung

EI Mittel stehen nicht zur
Verfügung

Bemerkungen:

Frauen- und gleichstellungsrelevante Auswirkungen: EI ja ~ nein
Begründung:

Amtsle rin Ausschussvorsitzender Vorsitzender
Pla en nd Bauen Bau, Verkehr und Umwelt Hauptausschuss
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Entscheid u ngsergebn is
Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens zu einer Befreiung von den
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 2 „Zinglingsberg“ der Gemeinde Ostseebad
Binz im Rahmen des Bauantrages•. „Versiegelung zusätzlicher Fläche auf dem
Baugrundstück (Uberschreitung GRZ)“
hier: Antrag auf Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB

Sitzung
____________________________ am: _______________

Der Ausschuss Bau, Verkehr und Umwelt folgt nicht dem Beschlussvorschlag
und empfiehlt dem Hauptausschuss in seiner Sitzung am 08.03.2021, der
Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens zu einer Befreiung von den
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 2 „Zinglingsberg“ der Gemeinde
Ostseebad Binz im Rahmen des Bauantrages: „Versiegelung zusätzlicher Fläche
auf dem Grundstück (Uberschreitung GRZ) — Am Kleinbahnhof 30“, nicht
zuzustimmen.

Gremium: Ausschuss für Bau, Verkehr
und Umwelt

1301.2021

fl einstimmig Ja Nein Enthaltung
1 10 0

D Lt. Beschlussvorschlag ~ Beschluss
abgelehnt

D abweichender Beschluss

D zurückgestellt D zurückgezogen

Ergebnis

überwiesen in den
Ausschuss:
Hauptausschuss
Wiedervorlage:


